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Die Bundesregierung

hat den Entwurf 

einer Rechtsverord-

nung über die Ge-

währung von Beihilfe

in Krankheits-, 

Pflege- und Geburts-

fällen (Bundes-

beihilfeverordnung –

BBhV) vorgelegt. 

D
ie Neuregelung der
Beihilfe wird mittelbar
erhebliche Auswirkun-
gen auf die Leistungs-
gestaltung, also auf

den Tarif und die Satzung, der
Krankenversorgung der Bundes-
bahnbeamten (KVB) haben.

Der Grund für die geplanten Än-
derungen ist einerseits ein Urteil
des Bundesverwaltungsgerich-
tes aus dem Jahre 2004 und an-
dererseits die angestrebte „wir-
kungsgleiche“ Übertragung der
Regelungen der jüngsten Ge-
sundheitsreform.

Das Bundesverwaltungsgericht
hatte damals entschieden, dass
die Beihilfevorschriften des
Bundes (BhV) in der heutigen
Fassung nicht dem verfassungs-
rechtlichen Gesetzesvorbehalt
genügen. Deshalb ist die Schaf-
fung einer stabilen Rechts-
grundlage für die Beihilfege-
währung durch den Bund drin-
gend geboten.

Nach dem Stand des Gesetzes-
vorhabens sollen im Paragra-
phen 79 des Bundesbeamtenge-
setzes die wesentlichen Struk-
turprinzipien der Beihilfe festge-
legt und die Einzelheiten in ei-
ner Rechtsverordnung geregelt
werden.

Der jetzt vorgelegte Entwurf der
BBhV orientiert sich im Wesent-
lichen an den bisherigen BhV;
erhebliche Änderungen gibt es
aber zu folgenden Punkten:

● Die Einkommensgrenze für
berücksichtigungsfähige Ehe-

gatten wird von derzeit
18000 Euro Jahreseinkom-
men auf 10000 Euro redu-
ziert.

● Die Zuordnung von Kindern
bei mehreren Beihilfeberech-
tigten wird neu geregelt.

● Die Bestimmungen für die
Beihilfefähigkeit von zahn-
ärztlichen Leistungen, insbe-
sondere von Implantaten,
werden gänzlich neu gefasst.

● Die Beihilfefähigkeit von am-
bulanten Heilkuren entfällt.

● Die Bezuschussung der Auf-
wendungen für Familien- und
Haushaltshilfen werden in
Anlehnung an das SGB V –
Gesetzliche Krankenversi-
cherung – neu geregelt.

● Die Möglichkeit für eine ver-
einfachte Abrechnung von
außerhalb der Staaten der EU
entstandenen Aufwendungen
werden neu gefasst.

● Die durch die Gesundheitsre-
form (Gesetz zur Stärkung der
Wirtschaftlichkeit der Ge-
setzlichen Krankenkassen)
geschaffenen Bestimmungen
werden wirkungsgleich in
den Bereich der neuen BBhV
übertragen.

● Es wird die Möglichkeit ge-
schaffen, dass Maßnahmen
zur Prävention und Gesund-
heitsförderung bezuschusst
werden können.

Die Verkehrsgewerkschaft
GDBA hat und wird sich zusam-
men mit dem dbb beamtenbund
und tarifunion aktiv in den Ge-
staltungsprozess der neuen BB-
hV einschalten.

KVB – Tarif muss 
angepasst werden
Die Änderung der Beihilfe wird
sich mittelbar auf die Leistungen
der KVB auswirken. Bekanntlich

ist die KVB aufgrund der Recht-
sprechung aber auch gesetzli-
cher Bestimmungen (ENeuOG 
§ 14) in ihren Leistungen an die
Beihilfe gebunden. Deshalb
muss sie die Änderungen, die
die BBhV bringt, adäquat über-
nehmen. Die Verkehrsgewerk-
schaft GDBA wird dabei darauf
dringen, dass durch geeignete
Übergangsregelungen das der-
zeitige Sicherungsniveau erhal-
ten bleibt. Dies ist umso wich-
tiger, zumal der Versicherten-
bestand der KVB bekanntlich
geschlossen ist. So wäre es 
für KVB-Versicherte praktisch
nicht möglich, bei sich er-
gebenden zusätzlichen Kosten-
belastungen, sich ausrei-
chend ergänzend privat zu ver-
sichern.

Die Mitversicherung von Ehe-
gatten sei hier als Stichwort ge-
nannt. Da muss erreicht werden,
dass die bisherige Regelung er-
halten bleibt, weil sonst einer-
seits zahlreiche Mitversicherte
künftig ohne Versicherung
wären und andererseits der KVB
erhebliche Einnahmeverluste
entstünden. Die jetzt im Entwurf
der BBhV vorgesehene Über-
gangsregelung, dass derzeit
berücksichtigungsfähige Ehegat-
ten weiter von der Beihilfe erfas-
st werden, solange sie die der-
zeit geltende Einkommensgren-
ze nicht überschreiten, muss un-
bedingt Eingang in die KVB-Sat-
zung finden. Für „neue“ Ehegat-
ten oder für solche, die die „al-
te“ Grenze einmal überschritten
haben, gilt dann für künftige Fäl-
le die neue Einkommensgrenze
von 10000 Euro im Jahr.

Die Verkehrsgewerkschaft
GDBA wird die Entwicklung
sorgfältig beobachten und be-
gleiten und insbesondere darauf
achten, dass die Änderungen
sach- und leistungsgerecht in
den Bereich der KVB übertragen
werden. bf

Beihilfe wird 
neu geregelt

2006 mit
schwarzen Zahlen
Für das Jahr 2006 weisen die
gesetzlichen Sozialversiche-
rungen einen Überschuss von
20,5 Milliarden Euro aus. Ein
Jahr zuvor gab es noch ein Mi-
nus von 3,3 Milliarden Euro.

Das statistische Bundesamt
gibt zwei Gründe für diese Ent-
wicklung an: Zum einen ver-
half der wirtschaftliche Auf-
schwung den Sozialversiche-
rungen zu höheren Einnah-
men. Zum anderen wurde im
Januar 2006 der Zahlungster-
min für Sozialversicherungs-
beiträge vorverlegt. So wurden
13 Monatsbeiträge gezahlt –
ein einmaliger Effekt.

Den größten Überschuss ver-
zeichnet die Bundesagentur für
Arbeit (BA) mit 11,2 Milliarden
Euro. Der Konjunkturauf-
schwung führte zu höheren
Beitragseinnahmen und weni-

ger Ausgaben für Lohnersatz-
leistungen. Damit konnte die
Bundesagentur nach über 20
Jahren erstmals wieder einen
Überschuss erzielen. Ange-
sichts der günstigen Haushalts-
prognose der BA nimmt der
Druck auf die Bundesregierung
derzeit zu, die Beiträge zur Ar-
beitslosenversicherung erneut
zu senken. Von einem Prozent-
punkt ist die Rede.

Auch die gesetzliche Renten-
versicherung lag leicht im Plus.
Während die Ausgaben nahe-
zu konstant blieben, stiegen
auch hier die Einnahmen. Der
Überschuss: 7,3 Milliarden Eu-
ro.

Die gesetzliche Krankenversi-
cherung verzeichnet ein Plus
von 1,7 Milliarden Euro. We-
gen abweichender Verbu-
chung bleibt die vorgezogene
Fälligkeit der Beiträge in die-
sem Zweig jedoch unberück-
sichtigt.


